
von: neben der in Fulda zwei
weitere in Marburg und Frank-
furt. In Schrauber- und Oldti-
mer-Kreise gelten vor allem
Beamte aus Fulda als unange-
mesen streng. Minister
Rentsch mochte sich als obers-
te Aufsicht der drei Bünd-
lungsbehörden auf Nachfrage
nicht persönlich zu diesem
Thema äußern.

Sein Sprecher Wolfgang
Harms verteidigte das Kon-
strukt. „Die Richtigkeit der
Zentralisierung dieser Aufga-
ben zeigt sich unter anderem
auch angesichts der Tatsache,
dass zirka 15 Prozent der tech-
nischen Gutachten, die Vo-
raussetzung für die Erteilung
einer Betriebserlaubnis sind,
unvollständig oder fehlerhaft
sind.“ In einer Reihe von Fäl-
len seien deshalb die Gutach-
ten zurückgezogen worden.

Es habe sich außerdem he-
rausgestellt, dass in einer Rei-
he von Fällen Gutachten er-
stellt worden seien, obwohl
der Gutachter das Fahrzeug
nicht gesehen habe. Oberstes
Ziel sei es, für die bestmögliche
Verkehrssicherheit zu gewähr-
leisten. KOMMENTAR

melden und dann auf
Schwalm-Eder-Kreis umschrei-
ben lassen. Gesagt, getan.
Dem Fahrgenuss stand fortan
nichts mehr im Weg.

Der 48-Jährige aus Gensun-
gen (Schwalm-Eder-Kreis), der
vor vielen Jahren bereits ein
Trike selbst gebaut und es we-
gen Schwierigkeiten in Hes-
sen im südniedersächsichen
Hann. Münden begutachten
ließ, spricht der Bündelungs-
behörde jegliche Fachkennt-
nis ab. „Ich bin sicher, da sitzt
nicht einer mit Kfz-Ausbil-
dung, geschweige denn mit

Gutachterbefähi-
gung“, ärgert
sich Bächt noch
immer. Nun war-
tet er gespannt
auf Post aus Ful-
da. Bächt ist aber
sicher, dass ihm
die Zulassung
keiner mehr
nehmen kann.

Das Konstrukt
der Bündelungs-
behörde ist bun-
desweit einzigar-
tig. In Hessen
gibt es drei da-

scheiterte er zunächst an der
Bündlungsbehörde in Fulda,
die für Nord- und Osthessen
zuständig ist. Die nämlich
zweifelte ein Gutachten der
Dekra an, mit der eine Zulas-
sung in anderen Bundeslän-
dern problemlos über die Büh-
ne gegangen wäre. Es folgten
zahlreiche Telefonate und ein
reger Schriftverkehr. Zum Er-
folg führten sie nicht.

Bächt war ratlos. Ein Be-
kannter gab ihm einen ent-
scheidenden Tip. Er solle das
Trike vom Hersteller als Tages-
zulassung in Thüringen an-

VON JOS É P I N TO

KASSEL/GENSUNGEN. Silvio
Bächt ist sauer. Sauer auf die
so genannte Bündelungsbe-
hörde, die Wirtschaftminister-
Florian Rentsch (FDP) unter-
steht und beim Landkreis Ful-
da angesiedelt ist. Die erteilt
unter anderem Einzelbetriebs-
erlaubnisse für nicht alltägli-
che Fahrzeuge, etwa Einzelan-
fertigungen, Autos Marke Ei-
genbau, Pickups aus den USA,
exotische Oldtimer oder ein-
fach nur Vehikel, die im Detail
nicht den hiesigen Verordnun-
gen entsprechen. Und diese
Behörde ist nach Schilderun-
gen vieler Leser häufiger
päpstlicher als der Papst,
wenn es darum geht, eine
hierzulande nicht zugelassene
Felge oder ein kleineres Kenn-
zeichen zu genehmigen.

Bächt, der seine Brötchen
als Betriebsleiter der Wäsche-
rei der Justizvollzugsanstalt in
Kassel verdient, erfüllte sich
im Sommer einen Traum: Er
kaufte sich ein sehr exklusives
Trike des Thüringer Herstel-
lers SMT Trikes. Doch bei der
Zulassung des edlen Dreirads

BehördebremstTrikeraus
Immer mehr Leser berichten über Probleme bei Zulassung von Sonderfahrzeugen in Hessen

Das Trike von Silvio Bächt: Die Hessen wollten
es nicht zulassen. In Thüringenwar es ein ganz
normaler Vorgang. Foto: Bächt/nh
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Bürger zahlt
die Zeche

D a wiehert der hessische
Amtsschimmel. Was in
allen anderen Bundes-

ländern problemlos über die
Bühne geht, gerät in Hessen
zum bürokratischen Hürden-
lauf: Die Zulassung von Son-
derfahrzeugenundGefährten,
die nicht exakt den geltenden
Bestimmungen entsprechen.
Die Folge: Ein reger grenz-
überschreitender TÜV- und
Zulassungsverkehr.

Das liegt daran, dass Hes-
sen die Verkehrssicherheit
möglicherweise ernster
nimmt als die anderen Bun-
desländer, was im Kern ja rich-
tig ist. Aber es drängt sich
auch der Verdacht auf, dass in
den drei Bündelungsbehörden
des Landes Bestimmungen
und Verordnungen aus Berlin
und Brüssel allzu streng aus-
gelegt werden.

Verkehrsminister Florian
Rentsch könnte als oberster
Aufseher vermittelnd eingrei-
fen. Dabei ginge es nicht um
die Aufweichung von gesetzli-
chen Vorgaben, sondern viel-
mehr darum, Lösungen anzu-
streben, die sowohl der Ver-
kehrssicherheit als auch der
Entbürokratisierung Rech-
nung tragen.

Unabhängig davon stellt
sich die Frage, warum Gutach-
ten von unabhängigen und
staatlich anerkannten Prüfor-
gansisationen wie TÜV und De-
kra begutachtet werden müs-
sen. Das schafft noch mehr Bü-
rokratie und erhöht die Kos-
ten. Die Zeche zahlen einmal
mehr die Bürger. jop@hna.de

José Pinto
über die
Bündelungs-
behörden
in Hessen

MAGDEBURG/HORDORF.
Vor dem Landgericht Magde-
burg hat gestern die juristi-
sche Aufarbeitung des folgen-
schweren Zugunglücks von
Hordorf in Sachsen-Anhalt
mit zehn Toten begonnen. Der
aus Niedersachsen stammen-
de Lokführer des Güterzuges
muss sich wegen fahrlässiger
Tötung in zehn Fällen, fahrläs-
sige Körperverletzung in
22 Fällen sowie Gefährdung
des Bahnverkehrs verantwor-
ten. Die Anklage geht von
menschlichem Versagen aus.
Der Lokführer soll Haltesigna-
le übersehen haben.

Erinnerung nur schemenhaft
In einer vom Anwalt des An-

geklagten verlesenen Erklä-
rung sprach der Lokführer al-
len Hinterbliebenen sein tief
empfundenes Mitgefühl aus
und bat um Entschuldigung.
Der Mann bezeichnete sich
selbst als begeisterten Eisen-
bahner. Es sei ihm bis heute
unerklärlich, warum er die
Signale nicht wahrgenommen
habe. Ob es möglicherweise
an Nebelschwaden lag, wisse
er nicht. Das Geschehen habe
er nur noch bruch- und sche-
menhaft in Erinnerung.

Am 29. Januar 2011 war auf
eingleisiger Strecke ein mit
Kalk beladener Güterzug fron-
tal mit einem Personenzug
des Harz-Elbe-Express zusam-
mengestoßen. Zehn Men-
schen wurden getötet, 22 Pas-
sagiere verletzt. Mit einem Ur-
teil wird nicht vor dem 18. Ok-
tober gerechnet. Bei einer Ver-
urteilung drohen dem Ange-
klagten eine Freiheitsstrafe
von bis zu fünf Jahren Haft
oder eine Geldstrafe. (dapd)

Lokführer
bittet um
Verzeihung
Prozess um Zugunglück
mit 10 Toten in Hordorf

Großalsleben

Oschersleben

HordorfHordorf

Personenzug
aus Magdeburg

Güterzug
aus Halberstadt

Kassel

Magdeburg
Göttingen

B246

Quelle: DPA

ZUGUNGLÜCK

2 km

Kalender sind gedruckt worden
- selbst aus Bremen seien schon
Anfragengekommen,berichten
die wackeren Brandschützer.
(dpa) Foto: dpa

http://zu.hna.de/Feuernackt

riesig“, sagte Feuerwehrmann
Alexander Scharte. „Hier kennt
zwar jeder jeden, aber die we-
nigsten schütteln den Kopf.“
Die Hobby-Models sind zwi-
schen 20 und 58 Jahre alt. 1000

sich kurzerhand aus und posier-
ten mal in knappen Shorts, mal
lässig in Latzhose für einen Ka-
lender.DieBewohnerdes9000-
Einwohner-Örtchens sind be-
geistert: „Die Nachfrage ist

Mit viel Körpereinsatz bessert
die Freiwillige Feuerwehr in Bad
Laer (Landkreis Osnabrück) ihre
Finanzen auf: Weil das Geld für
eine Wärmebildkamera fehlt,
zogen 15 Feuerwehrmänner

Mit nackter Haut gegen leere Kassen

von der CDU nominierte par-
teilose Unternehmer Sebasti-
an Turner (46, parteilos) 34,5
Prozent. Da keiner der Kandi-
daten mehr als 50 Prozent der

VON JUL I A G I E R T Z

STUTTGART. Der grüne Ober-
bürgermeister-Kandidat in
Stuttgart, Fritz Kuhn (57), hat
sich nach einem „Superergeb-
nis“ im ersten Wahlgang sie-
gessicher gezeigt. „In 14 Tagen
wird das meines Erachtens gut
ausgehen“, sagte der Favorit
für die OB-Wahl gestern in
Stuttgart. Er rechne damit, im
zweiten Wahlgang am 21. Ok-
tober viele Wähler gewinnen
zu können, die am Sonntag
noch für die von der SPD no-
minierte Bettina Wilhelm (48)
und den Stuttgart-21-Gegner
Hannes Rockenbauch (32) ge-
stimmt haben. „Man muss ja
nur zusammenrechnen.“

Wilhelm kam auf 15,1 Pro-
zent, Rockenbauch auf 10,4
Prozent der Stimmen. Kuhn
hatte 36,5 Prozent erzielt, der

Kuhns Chancen gestiegen
Stuttgarter Oberbürgermeisterwahl: SPD-Kandidatin verzichtet auf zweite Runde

Stimmen holte, ist eine Stich-
wahl in zwei Wochen erfor-
derlich. Die SPD-Kandidatin
Bettina Wilhelm tritt beim
zweiten Wahlgang nicht mehr

an. Ihr Ergebnis von 15,1 Pro-
zent der Stimmen sei sehr ent-
täuschend gewesen, sagte die
Schwäbisch Haller Sozialbür-
germeisterin gestern in Stutt-
gart. Eine direkte Empfehlung
für einen anderen Bewerber
wollte Wilhelm nicht abge-
ben, sie betonte aber die in-
haltlichen Überschneidungen
zum Kandidaten der Grünen,
Fritz Kuhn. Konkurrent Han-
nes Rockenbauch will sich da-
gegen mit seiner Entschei-
dung, ob er noch einmal an-
tritt, Zeit lassen.

Kuhn pochte gestern auf
seine Eigenständigkeit; einen
Kurs „Schmusen hier, schmu-
sen dort“ etwa mit den radika-
len Stuttgart-21-Gegnern leh-
ne er ab. Am Montag kom-
mender Woche wird Kuhn in
einem Rededuell auf Turner
treffen. (dpa)

Favoriten in der Stichwahl: Fritz Kuhn, der Kandidat der Grünen
für die StuttgarterOberbürgermeisterwahl (links), undder partei-
loseWerbeunternehmer Sebastian Turner, der von CDU, FDP und
den FreienWählern unterstützt wird. Fotos: dpa

Ländernotizen
Prozess: Kontrahenten
das Auge ausgedrückt
Im Streit umden Schmuggel von
Schlaftabletten soll ein Drogen-
abhängigereinemanderenMann
einAugeausgedrückthaben.Das
Opfer ist seither auf einemAuge
blind.Wegen schwerer Körper-
verletzungmuss sich der 39-Jäh-
rige seit gestern vor dem Landge-
richt Frankfurt verantworten. Die
brutale Attacke soll sich bereits
2009auf der kroatischenAdriain-
sel Rab abgespielt haben. Dort
hatte der in Frankfurt wohnende
Angeklagte sein Opfer, ebenfalls
einDeutscher, auf demCamping-
platz besucht.

Wiesbaden gegen
generelles Tempo 30
Tempo 30 im gesamten Stadtge-
biet?Wiesbaden hat dazu seine
Einwohner per Internet befragt.
Das Ergebnis: Fast zwei Drittel
lehnen diese allgemeine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung ab.
Gleichzeitig finden viele Einwoh-
ner, dass 280 Tempo-30-Zonen
reichen, sagte Oberbürgermeis-
ter HelmutMüller. Repräsentativ
sei das nicht, soMüller: Auto-
Vielfahrer seien unter den 2888
Teilnehmern überrepräsentiert.

Frankfurts CDU gegen
kleinerenMagistrat
Frankfurts CDU-Chef und Käm-
merer Uwe Becker lehnt den
Sparvorschlag vonOB Peter Feld-
mann (SPD) ab, denMagistrat zu
verkleinern. „Wenn imHerbst
2013 die Amtszeit von Stadtrat
Volker Stein (FDP) ausläuft, wer-
denwir die Position wiedermit
einem Stadtrat aus der CDU
nachbesetzen“, sagte Becker
gestern in Frankfurt.

WIESBADEN. Im Streit über
das neue hessische Waldge-
setz hat ein Runder Tisch im
Umweltministerium erste
Kompromisse formuliert.
„Waldbesucherinnen und
Waldbesucher haben aufei-
nander Rücksicht zu nehmen,
damit eine gegenseitige Beläs-
tigung oder Behinderung ver-
mieden wird“, heißt es in der
Empfehlung, die der Runde
Tisch gestern in Wiesbaden
annahm.

Gegen den ersten Entwurf
hatten Mountainbiker in Hes-
sen protestiert. Umweltminis-
terin Lucia Puttrich (CDU) be-
rief darauf den Runden Tisch
mit Waldbesitzern und -nut-
zern ein. Dem Kompromiss
nach soll Radfahren oder Rei-
ten nun auf befestigten oder
naturfesten Wegen gestattet
werden, wenn „unter gegen-
seitiger Rücksichtnahme ge-
fahrloser Begegnungsverkehr
möglich ist“. (lhe)

Waldgesetz:
Kompromiss
mit Rücksicht
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